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BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN XIII. Gesetzgebungsp~riQde 3 1. Juli 'i::;1Z 
wJ..en, 

Zl. 6075-Pr.2/72 

An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wien, 10 

55" 1/A.B. 
zu 5"''18 IJ, 
Präs. im t Aug. 1972 

lIW4, 58 t -.s:::o&z 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dro Keimel und Genossen vom 

150 Juni 1972~ Nr. 548/J, betro Einführung einer neuen steuer, 
beehre ich mich mitzuteilen: 

Am 310 Mai 1972 haben im Bundesm:i.nistBrium für ]'inanzen inform.ative 

Gespräche mit Vertretern der Handelskammer über die Einführung einer 
\·Jegßko;.;tenabgabe stattgefunden. Sinn und Zvleck dieser 6esprechung 
itlares, . die grundlegenden Standpunlete der Verkehrswirtscho'ft zu 
diesem Fragenkomplex kennenzulerneu. Andere Interessenvertretungen 
itlurden sn dieser Besprechung nicht eingelanden, 'Ir/eil ein diese 
f1aterie betreff,ender Gesetzesentwurf 11veder als Verhandlungsgrundlage 
vorlag noch als Ergebnis der Besprechl1ng zustandekommen sollte. 

Es ist verkehrspolitisch unbest.ritten, daß eine sehr bedeutsame Vor-, 
aussetzung zur Angleichung de.r Wettbewerbsbedingungen der Verkehrs­
träger ihre gerechte Heranziehung zur Deckup.g der ihnen zuzurecbneu­
den Wegekosten bildeto Unabhängig vom Auslaufen des Beförderungs­
steuergesetzes und unabhängig von der Eiuführung der Mehrwe+tsteuer 
vlird es sich daher als notwendig erweisen, das Prinzip der Wege­

kostendeckung weiterhin im Auge zu behaltene 
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